
Schriften zum Öffentlichen Recht

Band 69

Die „Information“ als Interpretationsgrundlage 
für die subjektiven öffentlichen Rechte

des Art. 5 Abs. 1 GG

Von

Hans Windsheimer

Duncker & Humblot  ·  Berlin



HANS W I N D S H E I M E R 

Die „Information" als Interpretationsgrundlage 
für die subjektiven öffentlichen  Rechte des Art. 5 Abs. 1 GG 



S c h r i f t e n z u m ö f f e n t l i c h e n R e c h t 

Band 69 



Die „Information" als 

Interpretationsgrundlage für die subjektiven 

öffentlichen  Rechte des Ar t . 5 Abs. 1 GG 

Von 

Dr. Hans Windsheimer 

D U N C K E R & H U M B L O T / B E R L I N 



Alle Rechte vorbehalten 
© 1968 Duncker & Humblot, Berlin 41 

Gedruckt 1968 bei Buchdruckerei Bruno Luck, Berlin 65 
Printed in Germany 



Vorwort 

„Was nützt es, eine freie Meinung zu haben, wenn man 
nicht weiß, was geschieht! Laßt uns erst Informationen 
haben, dann kommt die Meinung ganz von selbst." 

Friedrich  Sieburg 1 

Die Information ist „Anfang und Grundlage der Gesellschaft" 2, der 
„Motor des Lebens und die Essenz des spezifisch Menschlichen"3 — ein 
Phänomen, das in Gestalt der Informationstheorie,  der Kybernetik, des 
Computer, der „künstlichen Intelligenz" die Wissenschaft bewegt. 

Die Bedeutung der Information für das Denken und geistige Wirken 
des Individuums in der Demokratie strahlt auf das Verfassungsrecht 
über. Die vorliegende Arbeit unternimmt daher den Versuch, die Infor-
mation als verfassungsrechtliche  Leitidee zu erklären und daraus all-
gemeine Grundsätze für das Informationsverhalten  des Staates und für 
die Interpretation des Art . 5 Abs. 1 GG abzuleiten. Diese „Gesamtschau" 
bestätigt die individualrechtliche Konzeption des in Art . 5 Abs. 1 nor-
mierten Grundrechts und liefert,  so glaubt der Verfasser,  brauchbare 
Kri ter ien für die Systematik des Art . 5 Abs. 1, für den Umfang und 
schließlich auch für die Beschränkbarkeit seiner subjektiven öffentlichen 
Rechte. 

Die Axel  Springer  Stiftung  vormals Stiftung  Die Welt  hat die Heraus-
gabe dieses Buches durch Gewährung eines Druckkostenzuschusses ge-
fördert.  Auch die Stiftung  Wissenschaft  und Presse  (Hamburg) hat die 
Veröffentlichung  der Arbeit unterstützt. 

1 Schwarzweiße Magie, S. 121 f. 
2 Steinbuch,  Gesellschaft, S. 15. 
8 v.  Randow,  Zeit, 1965, Nr. 46, S. 47. 
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Erstes  Kapitel 

Das Wesen und die Bedeutung der Information 

A. Das Wesen der Information 

Die Frage nach dem Wesen der Information ist oft gestellt worden. 
Information, so heißt es, ist „alles, was uns bewegt", Information ist „das 
Kunstwerk, ein Angstschrei, ein Plakat, Geruch, Gestik, das Glück-
wunschtelegramm, Schmerz, das Licht eines Sternes, die Halluzination 
eines Schizophrenen, die Meldung in einer Zeitung, das Augenzwin-
kern . . ."4. Robert Havemann  sieht die Information als „eine besondere 
Form, in der Wirkungen übertragen werden"5; Norbert Wiener,  der Be-
gründer der mathematischen Informationstheorie,  kommt zu dem 
Schluß: „Information is information, no matter and no energy6." 

Das Verbum „informieren"  ist zusammen mi t dem Substantiv „ In-
formation" im 15. und 16. Jahrhundert aus dem lateinischen Wort „ in-
formare" bzw. aus „informatio" entlehnt worden7. Informieren  heißt — 
wie informare in seiner übertragenen Bedeutung8 — benachrichtigen, 
Auskunft geben, belehren7; Information bedeutet daher: Nachricht, Aus-
kunft, Belehrung9. 

Das Wort Information bezeichnet dreierlei: den Vorgang des Infor-
mierens, das Objekt der Wahrnehmung (Erscheinung) und dessen Reflex 
im Subjektiven, den Begriff,  die Vorstellung, das Bild, das dem mensch-
lichen Bewußtsein vermittelt wird. 

Das subjektive Resultat ist nichts als eine pathologische Reaktion, 
wenn ihm das Gegenstück in der realen Welt, wenn ihm das Objekt 
fehlt. Und die Objekte, das Kunstwerk, das Augenzwinkern, die „bewe-
genden" Dinge sind nichts ohne die Bewegung, ohne den Vorgang der 

4 v.  Randow,  Zeit, 1965, Nr. 46, S. 47. 
6 Havemann,  S. 47. 
6 Vgl. Havemann,  S. 48; Steinbuch,  Gesellschaft, S. 37. 
7 Der Große Duden, Bd. 7, S. 287. 
8 Vgl. Heinichen,  Bd. 1, S. 407. „ Informare" i n der Bedeutung „mente for-

mare" oder „ i n animo informare". 
• Informator  hieß i m 17./18. Jahrhundert der Hauslehrer, vgl. der Große 

Brockhaus, Bd. 5, S. 675. 

2 Windsheimer 
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Übermitt lung. Information ist daher ein komplexes Geschehen, in dessen 
Verlauf objektive Erscheinungen als geistige Wirkungen in den Bereich 
des subjektiven Geistes projiziert werden: es ist die menschliche Kom-
munikationskette, die das wahrzunehmende Objekt, das wahrnehmende 
Subjekt und das Mi t te l der Übertragung verbindet. Der Mangel eines 
Gliedes dieser Kette — des Objekts (Geheimhaltung), des Subjekts (der 
psychische Block), des Mediums (der Druckfehler)  — ist ein Mangel der 
Information. 

B. Der Wert der Information 

I . Der negative Wert 

Al le Epochen in der Geschichte sind gekennzeichnet durch das Ver-
hältnis der Herrschenden zur Information des Untertanen. Reaktionäre 
Regime sind immer bestrebt, „das Volk in Dummheit zu halten"10 . Denn 
der „beschränkte Untertanenverstand" 11 ist wi l l ig ; Belehrung und Auf-
klärung aber pflanzen die Dinge des Staates und der Kirche i n den Geist 
des Volkes, nivell ieren die Ebenen und rufen schließlich Auflehnung 
hervor. 

1. Die Unterdrückung der Information 

Informationen waren nicht gefährlich für den Staat, solange sie nur 
von Mund zu Mund verbreitet wurden. Ihre Wirksamkeit beschränkte 
sich auf die Person des Empfängers und erschöpfte sich in der Person des 
Absenders. Nachdem aber Johannes Gutenberg  den ersten Satz gegossen 
und damit die „teuflische" 12 schwarze Kunst als das „plus grand événe-
ment de Thistoire"13 i n die Welt gesetzt hatte, begann mi t der Ge-
schichte des abendländischen Pressewesens der Kampf um die freie In-
formation. 

Das gedruckte Wort, das schwarz auf weiß geschrieben stand, das un-
abhängig von Zeit und Ort, losgelöst von der Person seines Verfassers  in 
Erscheinung trat, war von vornherein eine mächtige Instanz. Kirche und 
Staat mußten prohibieren und zensieren, wol l ten sie erreichen, „daß 

10 Havemann,  S. 52; Vorlesung vom 1.11.1963 an der Humboldt-Univer-
sität in Ostberlin, vgl. auch Der Spiegel, 1964, Nr. 13, S. 51. 

1 1 Nach einem Schreiben des preußischen Innenministers von Rochow vom 
15.1.1838 an den Kaufmann J. van Riesen in Elbing; vgl. Richard Zoozmann, 
Zitatenschatz. 

12 Löffler,  Kommentar, S. 16 (RN 12). 
1 3 V ik tor Hugo,  Notre Dame de Paris, S. 210. 



B. Der Wert der Information 19 

nichts Neues in Sachen des Glaubens . . . gedruckt, feilgehalten noch ver-
kauft werde" 1 4 . 

Nicht die Meinung als solche, nicht die Tatsache als solche erschien den 
Fürsten gefährlich, sondern die Entäußerung, die Veröffentlichung,  der 
Empfang und das „Geräusch im Publ ikum"1 5 . Wei l sie den Empfang ver-
hindern wollten, verfolgten sie die Absender: Verfasser,  Drucker, Händ-
ler. Sie verboten den Druck und die „Presse", wei l sie sich den „be-
schränkten Untertanenverstand" erhalten wollten. Sie schlugen den 
Sack, sie meinten aber den Esel. 

2. Die gezielte Information: die Propaganda 

Zunächst konnte man sich damit begnügen, das gedruckte Wort zu 
verbieten. Als sich aber Reformation und Aufklärung der neuen Erfin-
dung bemächtigten, war es mi t Verboten allein nicht mehr getan. Die 
Obrigkeit erkannte die Bedeutung der Information und bediente sich 
ihres negativen Wertes: statt Information gab sie Instrukt ion und Pro-
paganda, aus ergebenen Untertanen machte sie eifernde Gefolgschaft, 
Menschen, die gegebenenfalls auch „zum Sterben zu berauschen"16 wa-
ren. „Lügen wie gedruckt" wurde zum geflügelten Wort 1 7 . 

Schon Napoleon  beherrschte die Methode bis zur Meisterschaft.  Er 
schuf mi t den bureaux de Tesprit public das erste Propagandaministe-
r ium, einen Apparat, der i n der Hand des Polizeiministers Fouche  der 
freien Presse bald den Atem nahm. Zur Tarnung seiner politischen Ziele 
ließ Napoleon wahre „Pressefeldzüge" veranstalten; selbst auf den 
Kriegsschauplätzen ließ er Zeitungen drucken, um durch ihre Lektüre 
die Truppen in Stimmung zu halten18 . „Die Freiheit der Presse", hat 
Napoleon auf St. Helena gesagt, „muß i n der Hand der Regierung ein 
mächtiges Hi l fsmit te l werden, um in alle Enden des Reiches die gesunden 
Meinungen und die guten Grundsätze gelangen zu lassen. Die Presse sich 
selbst überlassen, heißt an der Seite einer Gefahr einschlafen. Heute ist 
es unmöglich, wie vor dreihundert Jahren bei der Umwandlung der Ge-

1 4 Der Augsburgische Reichsabschied von 1530; Löffler,  Kommentar, S. 17 
(RN15). 

1 5 A L R Tei l I I , Ti t . 20 § 156: „Jeder gute Untertan zeige Mängel des öffent-
lichen Wesens der Obrigkeit an, mache aber davon kein Geräusch im Publ i -
kum." 

1 8 Adolf Hitler,  Mein Kampf, S. 202. 
1 7 Wilhelm Borchardt-Gustav  Wustmann,  S. 305. 
18 Löffler,  Kommentar, S. 22 (RN 27). Nur eine  freie Zeitung gab es, die ein 

erfahrener  Publizist mi t kaiserlicher Genehmigung herstellte; Napoleon war 
der einzige Leser (d'Ester,  S. 58, Löffler,  Kommentar a.a.O.). 
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